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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droit de cité

Die Exekutive der Stadt Zürich beantragte dem Parlament, die im Dezember 1999 von
der SVP eingereichte Volksinitiative für Volksabstimmungen über
Einbürgerungsgesuche für ungültig zu erklären. Sie stützte sich dabei auch auf ein
Rechtsgutachten, das unter anderem festhielt, dass sich die Ansprüche der
Stimmenden auf eine vollständige Information und diejenigen der Gesuchsteller auf
Datenschutz nicht vereinbaren liessen. Zudem fehlten im zürcherischen Recht die
Voraussetzungen für Urnenabstimmungen über Einbürgerungen (im Gemeindegesetz
erwähnt sind als zuständige Organe nur Parlament, Exekutive oder
Gemeindeversammlung). Der Gutachter Andreas Auer und auch andere Staatsrechtler
vertraten zudem die Meinung, dass bei Volksentscheiden über Einbürgerungen keine
Gewähr für ein diskriminierungs- und willkürfreies Verfahren gegeben sei, und sie
deshalb der Bundesverfassung widersprechen würden. Auf Antrag der Exekutive lehnte
das städtische Parlament zudem die ebenfalls von der SVP eingereichte Volksinitiative
für eine Erhöhung der Dauer, welche Einbürgerungswillige in der Stadt Wohnsitz haben
müssen, auf zehn Jahre ab. Zu einer Volksabstimmung über diese Initiative wird es aber
nicht kommen, da es die SVP unterliess, gegen diesen Beschluss das Referendum zu
ergreifen. 1

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 13.12.2000
HANS HIRTER

1) NZZ, 7.4. und 2.11.00; TA, 13.12.00 (Referendum). ; TA, 7.1., 14.1., 3.11. (Staatsrechtler) und 16.12.00; NZZ, 31.8.00 (Exekutive).
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